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Bekanntmachung der Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes der 
Landeshauptstadt Magdeburg 

 
Der Stadtrat der Landeshauptstadt Magdeburg hat in seiner Sitzung am 23.01.2025 
beschlossen: 
 
1. Der Beschluss des Stadtrates von 2011 zur Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes 

(Beschluss-Nr. 1097-41(V)11) wird auf Empfehlung des Landesverwaltungsamtes 
aufgehoben. 
 

2. Der Stadtrat beschließt gemäß § 1 Abs. 3 sowie § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches 
(BauGB) die Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes der Landeshauptstadt 
Magdeburg. 

 
3. Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wird für die Belange des Umweltschutzes eine Umweltprüfung 

durchgeführt. Die Bestandsaufnahmen und Bewertungen des Landschaftsplanes sind 
nach § 2 Abs. 4 BauGB in der Umweltprüfung heranzuziehen. 

 
4. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgt nach § 3 Abs. 1 BauGB. 

 
5. Die Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 4 Abs. 1 BauGB an 

dem Verfahren zu beteiligen. 
 

6. Der Beschluss zur Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes der Landeshauptstadt 
Magdeburg ist ortsüblich bekannt zu machen. 

 
 
Magdeburg, 27.01.2025 
 
 
gez. 
Borris                              Landeshauptstadt Magdeburg                                                                                       
Oberbürgermeisterin               Dienstsiegel 
 
 
Vorstehende Veröffentlichung wird hiermit bekannt gemacht. 
 
 
Magdeburg, 27.01.2025  
 
 
gez. 
Borris                              Landeshauptstadt Magdeburg                                                                                       
Oberbürgermeisterin               Dienstsiegel 
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Bekanntmachung der Satzung des Bebauungsplans Nr. 131-2 „Klosterwuhne 39“ mit 
örtlicher Bauvorschrift der Landeshauptstadt Magdeburg gemäß § 10 Abs. 3 
Baugesetzbuch (BauGB) und Ersatzbekanntmachung 
__________________________________________________________________________ 
Der Stadtrat der Landeshauptstadt Magdeburg hat in seiner Sitzung am 23.01.2025 folgende 
Satzung beschlossen: 
 
Aufgrund des § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), in der zuletzt geänderten Fassung, und § 8 Abs. 1 
des Kommunalverfassungsgesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (KVG LSA) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Juni 2014 (GVBl. Nr. 12, S. 288), in der zuletzt 
geänderten Fassung, beschließt der Stadtrat der Landeshauptstadt Magdeburg am            
23. Januar 2025 den Bebauungsplan Nr.  131-2 „Klosterwuhne 39“, bestehend aus der 
Planzeichnung (Planteil A) in der Fassung vom September 2024 und dem Text (Planteil B), 
sowie die Stellplatzsatzung als Satzung. 
 
1. Die Begründungen zum Bebauungsplan und zur Stellplatzsatzung werden gebilligt. 

 
2. Die Oberbürgermeisterin wird beauftragt, den Beschluss über die Satzung gemäß § 10 

Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt zu machen. Mit der ortsüblichen Bekanntmachung tritt 
der Bebauungsplan in Kraft. 
 

Ausfertigungsvermerk: 
 
„Diese Ausfertigung der vorstehenden Satzung und ihrer Anlagen wird zum Zwecke der 
Veröffentlichung erteilt. Die Übereinstimmung des Satzungstextes mit dem Willen des 
Stadtrates der Landeshauptstadt Magdeburg sowie die Einhaltung des gesetzlich 
vorgeschriebenen Satzungsverfahrens wird bestätigt.“ 
 
 
Magdeburg, 27.01.2025 
 
 
gez. 
Borris                              Landeshauptstadt Magdeburg                                                                                       
Oberbürgermeisterin               Dienstsiegel                                                              
 
 
Vorstehende Satzung wird hiermit bekannt gemacht. 
 
 
Magdeburg, 27.01.2025 
 
 
gez. 
Borris                              Landeshauptstadt Magdeburg                                                                                       
Oberbürgermeisterin               Dienstsiegel 
 
Ersatzbekanntmachung: 
 
Hiermit ordne ich die Ersatzbekanntmachung folgender Anlagen der vorstehend bekannt 
gemachten Satzung an: 
 
- die Planzeichnung der Satzung zum Bebauungsplan Nr. 131-2 „Klosterwuhne 39“ 
- die Begründung  
 
Die Lage des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 131-2 „Klosterwuhne 
39“ ist dem beiliegenden Übersichtsplan zu entnehmen.  
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Jeder oder jede Interessierte kann den Bauleitplan, die Begründung sowie die der Planung 
zu Grunde liegenden Gutachten und Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, DIN-
Vorschriften) ab diesem Tage im Stadtplanungsamt Magdeburg, An der Steinkuhle 6, 39128 
Magdeburg, während der Dienstzeiten 
 
montags von 08:00 Uhr – 15:00 Uhr 
dienstags von 08:00 Uhr – 17:30 Uhr 
mittwochs von 08:00 Uhr – 15:00 Uhr 
donnerstags  von 08:00 Uhr – 15:00 Uhr 
freitags von 08:00 Uhr – 12:00 Uhr 
 
einsehen und über den Inhalt Auskunft verlangen.  
 
Magdeburg, 27.01.2025 
 
 
gez. 
Borris                              Landeshauptstadt Magdeburg                                                                                       
Oberbürgermeisterin               Dienstsiegel 
  
 
 
Hinweise: 
 

1. Es wird gem. § 215 Abs. 2 BauGB auf die Rechtsfolgen nach § 215 Abs. 1 BauGB 
hingewiesen. § 215 Abs. 1 BauGB lautet wie folgt: 
„Unbeachtlich werden 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans 
und  
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans 
oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt 
entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind.“ 

 
2. Hinweis gemäß § 44 BauGB 
Es wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB 
hingewiesen.  
Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene 
Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruchs herbeigeführt wird. 

 
3. Weiterhin wird auf die Rechtsfolgen nach § 8 Abs. 3 Kommunalverfassungsgesetz 
des Landes Sachsen-Anhalt (KVG-LSA) hingewiesen. 
 

§ 8 Abs. 3 KVG-LSA lautet wie folgt: 
„Ist eine Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die in 
diesem Gesetz enthalten oder aufgrund dieses Gesetzes erlassen worden sind, 
zustande gekommen, so ist diese Verletzung unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich 
innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung gegenüber der Kommune 
geltend gemacht worden ist. Dabei sind die verletzte Vorschrift und die Tatsache, die 
den Mangel ergibt, zu bezeichnen. Satz 1 gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Genehmigung oder die öffentliche Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.” 
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Bezeichnung: "Klosterwuhne 39" mit örtlicher Bauvorschrift

Stand des Stadtkartenauszuges: 07/2024

Ausschnitt aus der topographischen Stadtkarte M 1:10 000

und wird umgrenzt:

Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 131-2 liegt in der Flur 278

Lageplan zur Satzung

Bebauungsplan Nr. 131-2

Flurstücke 10052 und 10048.

Ost- und Südgrenze des Flurstücks 10051 und der Südgrenze der

, von dervon der Südgrenze der Flurstücke 1404/248, 1402/246, 1400/245- im Süden:

Westgrenze des Flurstücks 256/4);

von der Westgrenze der Kleingartenanlage „Vogelgesang“ (Nordwest- und- im Osten:
10048);
von der Nordgrenze der Straße Klosterwuhne (Nordgrenze des Flurstücks- im Norden:
10048);
von der Westgrenze der Straße Klosterwuhne (Westgrenze des Flurstücks- im Westen:

DS0407/24 Anlage 1
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Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung des Entwurfs und Erweiterung des 
Geltungsbereichs der 7. Änderung des B-Planes Nr. 301-1 „Kümmelsberg Ost“ im 
Teilbereich 
________________________________________________________________________ 
 
Der Stadtrat der Landeshauptstadt Magdeburg hat auf seiner Sitzung am 23.01.2025 
beschlossen: 
 
1. Der Entwurf der 7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 301-1 „Kümmelsberg Ost“ im 

Teilbereich und die Begründung/Umweltbericht werden in der vorliegenden Form 
gebilligt. 
 

2. Der Geltungsbereich wird im Süden erweitert. Der Geltungsbereich der 7. Änderung des 
Bebauungsplanes einschließlich der Erweiterung wird neu umgrenzt: 

 

- im Norden: von der westlichen Verlängerung der Nordgrenze des Flurstückes 5088, 
entlang der Nordgrenze des Flurstücks 5088, bis zur nördlichen Verlängerung der 
Ostgrenze des Flurstückes 5097der Flur 333; 
 

- im Westen: von der westlichen Flurstücksgrenze der Flurstücke 10633, 10632, 10631 
der Flur 508 und Flurstück 5052 teilweise der Flur 333; 

 

- im Süden: von der Süd- und Westgrenze des Flurstücks 5058 und der Westgrenze 
des Flurstücks 5105, von der Südgrenze des Flurstücks 5096 und deren östlicher 
Verlängerung, von der Westgrenze des Flurstücks 5096 und von der Südgrenze des 
Flurstücks 10626 und deren westlicher Verlängerung (alle Flurstücke Flur 333); 

 
- im Osten: von der nördlichen Verlängerung der Ostgrenze des Flurstücks 5097 über 

die Flurstücke 5062, 5088 und 5089, entlang der Ostgrenze der Flurstücke 5097, 
10036, 10037, 5100 und 5104 sowie der südlichen Verlängerung der Ostgrenze des 
Flurstücks 5104 der Flur 333. 

 
Dieser Geltungsbereich ist im beiliegenden Lageplan, welcher einen Bestandteil dieses  
Beschlusses bildet, dargestellt. 

 
3. Der Entwurf der 7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 301-1 „Kümmelsberg Ost“ im 

Teilbereich und die Begründung/Umweltbericht sind gemäß § 3 Abs. 2 BauGB für die 
Dauer eines Monats öffentlich auszulegen. 

 
Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung sowie Angaben dazu, welche Arten  
umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sind mindestens eine Woche vorher 
ortsüblich bekannt zu machen. 

 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 4a Abs. 2 BauGB  
i. V. m. § 4 Abs. 2 BauGB parallel zur öffentlichen Auslegung zu beteiligen und gemäß §  
3 Abs. 2 Satz 3 BauGB über die öffentliche Auslegung zu benachrichtigen. 

 
 
Magdeburg, 27.01.2025 
 
 
gez. 
Borris                              Landeshauptstadt Magdeburg                                                                                       
Oberbürgermeisterin               Dienstsiegel 
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Hinweise: 
 
1. Im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit wird der Entwurf und die Erweiterung 

des Geltungsbereichs der 7. Änderung des B-Planes Nr. 301-1 „Kümmelsberg Ost“ 
und die Begründung mit Umweltbericht und den nach Einschätzung der Gemeinde 
wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen gemäß                 
§ 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB im Internet unter www.magdeburg.de/auslegungen  

 
in der Zeit vom 

 
10.02.2025 bis einschließlich 12.03.2025 

 
veröffentlicht.  

 
2. Die vorgenannten Planunterlagen liegen gemäß § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB zusätzlich 

in dem o. g. Zeitraum im Baudezernat, Informationsbereich (Pförtner) und im 
Stadtplanungsamt Magdeburg, An der Steinkuhle 6, 39128 Magdeburg  

 
während der Dienstzeiten 

 
montags von 08:00 Uhr – 15:00 Uhr 
dienstags von 08:00 Uhr – 17:30 Uhr 
mittwochs von 08:00 Uhr – 15:00 Uhr 
donnerstags  von 08:00 Uhr – 15:00 Uhr 
freitags  von 08:00 Uhr – 12:00 Uhr 

 
für alle Personen zur Einsicht öffentlich aus. 

 
Bei Fragen zu den Auslegungsunterlagen bitten wir Sie um vorherige telefonische 
Terminvereinbarung mit der zuständigen Sachbearbeiterin Frau Mrochen (Tel.: 0391 
540 5322). 
 
Die Auslegungsunterlagen sind im Informationsbereich des Baudezernats auch ohne 
Terminvereinbarung öffentlich zugänglich. 
 
Nachfolgende Unterlagen sind Bestandteil der Veröffentlichung im Internet und 
der öffentlichen Auslegung im Rahmen der förmlichen 
Öffentlichkeitsbeteiligung: 
 
- Planzeichnung i. d. F. des Entwurfs der 7. Änderung des Bebauungsplans Nr. 

301-1 mit dem Stand Oktober 2024 
- Begründung zum Bebauungsplan i. d. F. des Entwurfs der 7. Änderung des 

Bebauungsplans Nr. 301-1 mit dem Stand Oktober 2024 
- Umweltbericht als Bestandteil der Begründung zum Entwurf der 7. Änderung des 

Bebauungsplans Nr. 301-1   
Im Umweltbericht wurden die Auswirkungen des Bebauungsplans auf folgende 
Schutzgüter einer Beurteilung unterzogen: 

• Mensch – mit Aussagen u. a. zum Erhalt und der Entwicklung eines für die 
Bewohner möglichst belastungsfreien Wohn- und Arbeitsumfeldes 

• Tiere und Pflanzen – mit Aussagen u. a. zur potenziell-natürlichen 
Vegetation und den Biotoptypen 

• Luft und Klima – mit Aussagen u. a. zu Frisch- bzw. Kaltluftbahnen 

• Landschaft – mit Aussagen u. a. zur Umweltrelevanz von 
Beeinträchtigungen der Landschaft bzw. des Stadtbildes 

• Boden – mit Aussagen u. a. zum Bodentyp und dessen Eigenschaften 

• Wasser – mit Aussagen u. a. zum Oberflächen- und Grundwasser 
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• Kultur und sonstige Sachgüter – mit Aussagen u. a. zu im Plangebiet 
vorhandenen Kultur- und Sachgütern 

- umweltbezogene Stellungnahmen: 

• der Unteren Bodenschutzbehörde vom 15.09.2020 und 15.10.2020 

• der Unteren Immissionsschutzbehörde vom 15.10.2020 

• der Unteren Wasserbehörde vom 15.10.2020 

• der Unteren Naturschutzbehörde vom 15.10.2020 

• des Landesamtes für Geologie und Bergwesen Sachsen-Anhalt vom 
08.10.2020 

- Gutachten: 

• Artenschutzfachbeitrag vom 07.07.2021 

• Baugrundgutachten vom 28.06.2021 und 21.09.2023 

• Schalltechnische Untersuchung vom 29.03.2016 
 

 
Die der Planung zu Grunde liegenden Gutachten und Vorschriften (Gesetze, 
Verordnungen, Erlasse, DIN-Vorschriften) können bei der Landeshauptstadt 
Magdeburg, Stadtplanungsamt, An der Steinkuhle 6, 39128 Magdeburg eingesehen 
werden.   

       
3. Gemäß § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB wird darauf hingewiesen,  

 
1. dass Stellungnahmen während der Dauer der Veröffentlichungsfrist abgegeben 

werden können, 
 

2. dass Stellungnahmen elektronisch übermittelt werden sollen: 
 
- durch E-Mail mit qualifizierter elektronischer Signatur an: 
fb64-beteiligung@stadt.magdeburg.de, oder 
- über die Beteiligungsplattform des Landes Sachsen-Anhalt: 
https://beteiligung.sachsen-anhalt.de 

 

Bei Bedarf können Stellungnahmen auch schriftlich unter der oben genannten 
Anschrift oder während der Dienststunden im Stadtplanungsamt zur 
Niederschrift vorgebracht werden.  
 

3. dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung 
über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können. 
 

4. Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage des  
Art. 6 Abs. 1 lit. e DSGVO in Verbindung mit Art. 6 Abs. 3 lit. b DSGVO und  
§ 3 Baugesetzbuch (BauGB). Weitere Informationen entnehmen Sie bitte  
der „Datenschutzinformation im Rahmen der Bauleitplanung“, die mit ausliegt. 

 
 
Vorstehende Veröffentlichung wird hiermit bekannt gemacht. 
 
Magdeburg, 27.01.2025 
 
 
gez. 
Borris                              Landeshauptstadt Magdeburg                                                                                       
Oberbürgermeisterin               Dienstsiegel 
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Bezeichnung: "Kümmelsberg Ostseite"

Stand des Stadtkartenauszuges: 08/2024

Ausschnitt aus der topographischen Stadtkarte M 1:10 000

wird umgrenzt:

Räumlicher Geltungsbereich der 7. Änderung des Bebauungsplans Nr. 301-1

Lageplan zum Entwurf der 7. Änderung

DS0433/24 Anlage 1Bebauungsplan Nr. 301-1

des Flurstücks 5104 der Flur 333.

10036, 10037, 5100 und 5104 sowie der südlichen Verlängerung der Ostgrenze

die Flurstücke 5062, 5088 und 5089, entlang der Ostgrenze der Flurstücke 5097,

von der nördlichen Verlängerung der Ostgrenze des Flurstücks 5097 über- im Osten:

Flur 333);

des Flurstücks 10626 und deren westlicher Verlängerung (alle Flurstücke

Verlängerung, von der Westgrenze des Flurstücks 5096 und von der Südgrenze

Flurstücks 5105, von der Südgrenze des Flurstücks 5096 und deren östlicher

von der Süd- und Westgrenze des Flurstücks 5058 und der Westgrenze des- im Süden:

der Flur 508 und Flurstück 5052 teilweise der Flur 333;

von der westlichen Flurstücksgrenze der Flurstücke 10633, 10632, 10631- im Westen:

der Ostgrenze des Flurstückes 5097der Flur 333;

entlang der Nordgrenze des Flurstücks 5088, bis zur nördlichen Verlängerung

von der westlichen Verlängerung der Nordgrenze des Flurstückes 5088,- im Norden:

L a n d e s h a u p t s t a d t   M a g d e b u r g

Hinzukommender Bereich
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Vereinbarung über Benutzungsentgelte für die Leistungen des Rettungsdienstes im Rettungsdienstbereich Landeshauptstadt 
Magdeburg zwischen den Kostenträgern und der KVSA 

Vereinbarung über Benutzungsentgelte für die Leistungen des 
Rettungsdienstes im Rettungsdienstbereich Landeshauptstadt Magdeburg 

zur Umsetzung der Vereinbarungslôsung im Rettungsdienst nach $ 39 des Rettungsdienstgesetzes 
Sachsen-Anhalt (RettDG LSA) vom 18.12.2012 

zwischen 

der AOK Sachsen-Anhalt, 
Lüneburger Straße 4, 
39106 Magdeburg, 

der IKK gesund plus, 
Umfassungsstraße 85, 
39124 Magdeburg, 

dem BKK Landesverband Mitte, 
Eintrachtweg 19, 
30173 Hannover 

der KNAPPSCHAFT, 
August-Bebel-Straße 85, 

03046 Cottbus, 

der Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau, 
als Landwirtschaftliche Krankenkasse (SVLFG), 

Weißensteinstraße 70-72, 
34131 Kassel, 

den Ersatzkassen 
Techniker Krankenkasse (TK) 

BARMER 
DAK-Gesundheit 

Kaufmännische Krankenkasse — KKH 
Handelskrankenkasse (hkk) 

HEK — Hanseatische Krankenkasse 
Gemeinsamer Bevollmächtigter mit Abschlussbefugnis: 

Verband der Ersatzkassen e.V. (vdek) 
vertreten durch den Leiter der vdek-Landesvertretung Sachsen-Anhalt, 

Schleinufer 12, 
39104 Magdeburg, 

der DGUV, Landesverband Nordwest, 
Hildesheimer Str. 309, 

30519 Hannover 

(Kostenträger) 

und 

der Kassenärztlichen Vereinigung Sachsen-Anhalt 
Doctor-Eisenbart-Ring 2 

39120 Magdeburg 

(Leistungserbringer)
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Vereinbarung über Benutzungsentgelte für die Leistungen des Rettungsdienstes im Rettungsdienstbereich Landeshauptstadt 
Magdeburg zwischen den Kostenträgern und der KVSA 

Diese Vereinbarung besteht aus: 

« dieser Urkunde 

Anlage 1: Regelungen zur Abrechnung der Benutzungsentgelte 

Anlage 2: Grundlagen zur Berechnung der Benutzungsentgelte 

Anlage Erklärung zur Verordnungsabrechnung 

Anlage DTA (Datenträgeraustausch) 

81 
Benutzungsentgelte 

(1) Das Benutzungsentgelt beträgt ab 01.01.2025: 

Pauschalentgelt EUR: I Positionsnummern 
LS I für Abrechnung: _ 
_Notarzt_ 202,29 € Sn laut Anlage DTA 

82 
Inkrafttreten und Geltungsdauer, Sonstiges 

(1) Die Vereinbarung tritt zum 01.01.2025 in Kraft und endet am 31.12.2025 

(2) Das Recht zur außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grunde bleibt unberührt. Als wichtiger 
Grund zur außerordentlichen Kündigung gilt insbesondere der Fortfall der Genehmigung eines Leis- 
tungserbringers. 

(3) Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform. 

(4) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden oder eine Rege- 
lungsiücke enthalten, bleibt der Vertrag im Übrigen gültig. Anstelle der unwirksamen bzw. fehlenden 
Bestimmungen verpflichten sich die Parteien, eine solche Ersatzregelung zu vereinbaren, die dem 
ursprünglichen Regelungsziel möglichst nahekommt. Sofern keine Ersatzregelung zwischen den 
Parteien zustande kommt, gelten die gesetzlichen Vorschriften. 

(5) Sämtliche Vereinbarungen über Vergütungen für die Inanspruchnahme des Rettungsdienstes im 
Rettungsdienstbereich der Landeshauptstadt Magdeburg zwischen den Vertragsparteien, die älte- 
ren Datums sind, treten außer Kraft. 

Magdeburg, 28. November 2024
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Vereinbarung über Benutzungsentgelte für die Leistungen des Rettungsdienstes im Rettungsdienstbereich Landeshauptstadt 

Magdeburg zwischen den Kostenträgern und der KVSA 

Unterschriftsseite zur Vereinbarung über die Benutzungsentgelte ab 01.01.2025 

Leistungserbringer 

Kassenärztliche Vereinigung Sachsen-Anhalt 

Doctor-Eisenbart-Ring 2 
39120 Magdeburg 

51 
tic 

4\ 

Kassenärztliche Vereinigung Sachsen-Anhalt 

Magdebur 
Txas 

Kostenträger 

Magdeburg, 

IKK gesund plus 

Hannover, Cottbus, 

Kassel, Magdeburg, 

Sozialversicherung für Landwirtschaft, Verband der Ersatzkassen e.V. (vdek) 

Forsten und Gartenbau als Landwirtschaft- 

liche Krankenkasse (SVLFG) 

Hannover, 

DGUV, Landesverband Nordwest
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Anlage 1 zur Vereinbarung über Benutzungsentgelte für die Leistungen des Rettungsdienstes im Rettungsdienstbereich Lan- 
deshauptstadt Magdeburg zwischen den Kostenträgern und der KVSA 

81 
Grundsatz 

(1) Der Leistungserbringer ist nicht berechtigt, von Versicherten oder deren Angehörigen Zahlungen 

für Einsätze zu fordern, die den Kostenträgern nicht in Rechnung gestellt werden dürfen (z.B. Leer- 

fahrt mit Ausnahme mutwilliger Alarmierung) oder von diesen zusätzliche Zahlungen neben den 

vereinbarten Entgelten zu fordern oder anzunehmen. 

(2) Der Leistungserbringer gibt, wenn er seine Entgelte nicht selbst, sondern durch ein Abrechnungs- 

zentrum/eine andere Stelle einziehen lässt, die Erklärung zur Verordnungsabrechnung nach An- 

lage Erklärung zur Verordnungsabrechnung rechtzeitig vor Abrechnungsbeginn gegenüber den 

Kostenträgern ab. Die Abrechnung von Entgelten, die ein Träger des Rettungsdienstes (= Land- 

kreis, kreisfreie Stadt) selbst für eigene Leistungen einzieht, bleibt hiervon unberührt. 

(3) Die Kostenermittlung erfolgt nach Maßgabe des $ 38 RettDG LSA. 

(4) Die Kosten, die der Kalkulation der Anlage 2 zu dieser Vereinbarung zugrunde liegen, sind den 

Kostenträgern in Form des Kosten- und Leistungsnachweises darzulegen. 

(5) Die Abrechnung der Pauschalentgelte für den Notarzt nach Abs. 1 erfolgt gemeinsam mit der Ab- 

rechnung des Leistungserbringers des Rettungsmittels (NEF; NAW). Hierzu sind gesonderte Ver- 

einbarungen zu schließen. 

(6) Kostenüberdeckungen (Gewinn/Überschuss) eines Haushalts- oder Wirtschaftsjahres bzw. eines 

Kalkulationszeitraumes, die sich aus dem Abschluss des letzten Jahres ergeben, sind spätestens 

im nächsten Haushalts- oder Wirtschaftsjahr bzw. Kalkulationszeitraum bei der Kalkulation der Be- 

nutzungsentgelte zu berücksichtigen. ; 

(7) Kostenunterdeckungen (Verlust/Fehlbetrag) eines Haushalts- oder Wirtschaftsjahres bzw. eines 

Kalkulationszeitraumes, die sich aus dem Abschluss des letzten Jahres ergeben, sind spätestens 

im nächsten Haushalts- oder Wirtschaftsjahr bzw. Kalkulationszeitraum bei der Kalkulation der Be- 

nutzungsentgelte zu berücksichtigen. 

(8) Nach Abschluss eines Rechnungsjahres erfolgt der Ausgleich der tatsächlich angefallenen, be- 

triebswirtschaftlichen Kosten (Ist-Kosten) zwischen der KVSA und den Kostenträgern. Über die im 

Kosten- und Leistungsnachweis ausgewiesenen Ist-Kosten versuchen die Vertragsparteien jeweils 

bis zum 31.08. des Folgejahres Einigkeit zu erzielen. Nur notwendige Überschreitungen der verein- 

barten Plankosten sind zu berücksichtigen. 

(9) Der Leistungserbringer KVSA verpflichtet sich, sicherzustellen, dass die Notärzte für jeden Ret- 

tungseinsatz unter Notarztbeteiligung die notwendige ärztliche Verordnung (Muster 4) grundsätzlich 

vollständig ausgefüllt ausstellen und diese zum Zwecke der Abrechnung ($ 2 dieser Vereinbarung) 

an den Leistungserbringer weiterreichen, der die entsprechenden Rettungsmittel für den Einsatz 

gestellt hat. Ordnet der Notarzt eine qualifizierte Patientenbeförderung an, ist dieser ebenfalls mit 

Muster 4 zu begründen. Der Leistungserbringer KVSA stellt sicher, dass nach jedem Notarzteinsatz 

das Notarztprotokoll ausgefüllt wird.
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Anlage 1 zur Vereinbarung über Benutzungsentgelte für die Leistungen des Rettungsdienstes im Rettungsdienstbereich Lan- 
deshauptstadt Magdeburg zwischen den Kostenträgem und der KVSA 

82 
Abrechnung 

(1) Für die Abrechnung mit den gesetzlichen Krankenkassen gilt $ 302 SGB V in Verbindung mit der 
Richtlinie der Spitzenverbände der Krankenkassen nach $ 302 Abs. 2 SGB V über Form und Inhalt 
des Abrechnungsverfahrens mit „Sonstigen Leistungserbringern“ in der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Zur Abrechnung ist die Zuordnung eines Institutionskennzeichens (IK-Nr.) mit der aktuellen Bank- 
verbindung zwingend erforderlich. Sofern die Abrechnung über ein Abrechnungszentrum/eine an- 
dere Stelle erfolgt, ist das IK des Leistungserbringers zum Zwecke der Zuordnung erforderlich. 

(3) Die Abrechnung erfolgt zeitnah, mindestens monatlich und mit einer Einzelabrechnung für jeden 
" Versicherten. Der Rechnung muss grundsätzlich für jeden Einsatz die notwendige ärztliche Verord- 
nung (Muster 4; vollständig ausgefüllt) beigefügt werden. 

(4) Folgende Angaben sind für die Abrechnung mindestens erforderlich: 

e Versichertennummer 

e Name, Vorname und Anschrift des Versicherten 

e Geburtsdatum des Versicherten (soweit aus ärztlicher Verordnung zu entnehmen) 

e Versichertenstatus (soweit aus ärztlicher Verordnung zu entnehmen) 

e Einsatzdatum, Abfahrts- und Ankunftszeit 

e  Ausgangs- und Zielort (Fahrtbericht) 

e bei Arbeitsunfällen Name, Anschrift des Arbeitgebers (wenn bekannt) 

e Stempel, Unterschrift und Arztnummer des verordnenden Arztes 

« Gesamtsumme je Abrechnungsfall oder, falls nicht möglich, die auf das Fahrzeug bezogene 
Summe 

e Rechnungsnummer 

e Institutionskennzeichen des Leistungserbringers bzw. des Abrechnungszentrums/der anderen 
Stelle 

sowie bei qualifizierter Patientenbeförderung eine 

e Begründung der medizinischen Notwendigkeit des Transports (bei ambulanter Behandlung ggf. 
in Form der vom Patienten oder dem behandelnden Arzt beizubringenden Genehmigung des 
jeweiligen Kostenträgers). 

(5) Die Leistungspflicht der Kostenträger richtet sich nach den Sozialgesetzbüchern V und VII. Die Kos- 
tenträger sind unter Einhaltung datenschutzrechtlicher Vorgaben berechtigt, Einsatzprotokolle ab- 
zufordern. Erst durch Vorlage der Einverständniserklärung des Versicherten kann eine Datenfrei- 
gabe durch den Rettungsdienst erfolgen. Soweit auch die medizinischen Daten der Protokolie an- 
gefordert werden, erfolgt die Anforderung über den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung 
(MDK). Die Kostenträger ziehen die von den Versicherten zu entrichtenden Eigenanteile ein. 

(6) Das Zahlungsziel beträgt einen Monat nach Rechnungslegung beim Kostenträger bzw. einen Monat 
nach Eingang der Verordnung beim Kostenträger, wenn mehrere Leistungserbringer am abgerech- 
neten Einsatz beteiligt waren. Gegenüber den Krankenkassen beginnt die Monatsfrist mit dem Ein- 
gangstag bei dem zuständigen Kostenträger oder einer von ihm benannten Abrechnungsstelle. Für 
die Kassenärztliche Vereinigung Sachsen-Anhalt beginnt die Monatsfrist mit dem Eingangstag der 
Rechnungslegung durch den jeweils am Einsatz beteiligten Leistungserbringer für das NEF bzw. 
den NAW, frühestens jedoch mit eigener Rechnungslegung. Zahlungsverzug tritt 1 Woche nach 
Eingang einer differenzierten Zahlungserinnerung ein.
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Anlage 1 zur Vereinbarung über Benutzungsentgelte für die Leistungen des Rettungsdienstes im Rettungsdienstbereich Lan- 

deshauptstadt Magdeburg zwischen den Kostenträgern und der KVSA 

(1) 

(2) 

(3) 

(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

$ 3 Datenträgeraustausch 

Die Abrechnung enthält 6-stellige Positionsnummer(n) der erbrachten Beförderungsleistungen laut 

Anlage DTA je Fahrgast, ggf. Anzahl der Leistungen. In der Abrechnung ist der in der vereinbarten 

Preisliste festgelegte 7-stellige Schlüssel "Leistungserbringergruppe” (Abrechnungscode, Tarif- 

kennzeichen) laut Anlage DTA anzugeben. Unter diesem Schlüssel dürfen ausschließlich die von 

der Preisliste umfassten Leistungen abgerechnet werden. 

Zu den Abrechnungsunterlagen gehört im Falle etwaiger Einzelabrechnungen eine Sammelaufstel- 

lung der einzelnen Forderungen einschließlich der sich hieraus ergebenden Gesamtforderung ge- 

genüber den Kostenträgern. 

Bei der Abrechnung gegenüber den gesetzlichen Krankenkassen sind ausschließlich die in der 

Preisliste aufgeführten 6-stelligen Positionsnummern zu verwenden. Bei Differenzen bzw. begrün- 

deten Beanstandungen der Abrechnung können die Kostenträger dem Leistungserbringer oder dem 

von ihm beauftragten Abrechnungszentrum/anderen Stelle die eingereichten Unterlagen oder die 

Datensätze unbezahlt zur Prüfung bzw. Korrektur zurückgeben. 

Gegenüber den gesetzlichen Krankenkassen ist $ 302 Abs. 2 SGB V zu berücksichtigen. Für die 

technische und organisatorische Form der Datenübermittlung (DTA) sowie die notwendigen Be- 

rechtigungs- und Kontrollverfahren gilt die Richtlinie der Spitzenverbände der Krankenkassen nach 

8 302 Abs. 2 SGB V über Form und Inhalt des Abrechnungsverfahrens mit sonstigen Leistungser- 

bringern und deren technische Anlagen in der jeweils gültigen Fassung. Kostenträger, die vom Leis- 

tungserbringer vorübergehend noch keine Abrechnung im technischen DTA-Verfahren verlangen, 

erhalten schriftliche Rechnungen, die den einzelnen Zahlungsbeträgen die numerische Verschlüs- 

selung nach Anlage DTA zuordnen („DTA in Papierform“). Sofern durch die Spitzenverbände der 

gesetzlichen Krankenkassen ein verbindlicher Einführungstermin festgelegt wird, gilt dieser. 

54 
Bestimmungen zum Datenschutz 

Der Leistungserbringer ist verpflichtet, die gesetzlichen Datenschutzbestimmungen (EU-DSGVO, 

SGB X, Landesdatenschutzgesetz, BDSG) einzuhalten. 

Der Leistungserbringer hat die Maßnahmen zum Datenschutz und zur Datensicherheit gem. Art. 28 

Abs. 3 Buchst. c, Art. 32 EU- DSGVO insbesondere in Verbindung mit Art. 5 Abs. 1, Abs. 2 EU- 

DSGVO dergestalt herzustellen und einzuhalten, wie es auch für die Kostenträger gelten würde. 

Der Leistungserbringer verpflichtet sich, die im Rahmen dieses Vertrages bekannt werdenden Daten 

wie beispielsweise Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse sowie alle zur Kenntnis gelangenden Infor- 

mationen und Unterlagen vertraulich zu behandeln und nicht an Dritte weiterzugeben. Die Vertrau- 

lichkeitsverpflichtung gilt über die Dauer dieses Vertrages hinaus. 

Die Daten dürfen nur im Rahmen der im Vertrag genannten Zwecke verarbeitet und genutzt und 

nicht länger gespeichert werden, als es für die Auftragserfüllung bzw. Abrechnung erforderlich und 

gesetzlich vorgeschrieben ist. Darüber hinaus ist $ 20 RettDG LSA zu beachten. 

Der Leistungserbringer ist verpflichtet, gemäß Artt. 28 Abs. 3 Buchst. b, 29, 32 Abs. 4 EU-DSGVO 

für die Erfüllung der vertraglich vereinbarten Leistungen nur Personen einzusetzen, die auf die Ver- 

traulichkeit verpflichtet und zuvor mit den für sie relevanten Bestimmungen zum Datenschutz vertraut 

gemacht wurden sowie regelmäßig informiert und angewiesen werden (Datengeheimnis). Die Ge- 

heimhaltungspflicht der für die Leistungserbringung eingesetzten Mitarbeiter reicht über das Ver- 

tragsende hinaus.
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Jahresabschluss 2023  
des Eigenbetriebes Kommunales Gebäudemanagement (Eb KGm) 
 
Der Stadtrat der Landeshauptstadt Magdeburg beschließt in seiner 004.(VIII) Sitzung am 
17.10.2024 unter der Beschluss-Nr. 137-004(VIII)24 den  
 
Jahresabschluss 2023 des Eigenbetriebes Kommunales Gebäudemanagement (Eb 
KGm). 
 
Der Jahresabschluss 2023 des Eigenbetriebes Kommunales Gebäudemanagement (Eb 
KGm) wird zum 31.12.2023 wie folgt festgestellt: 
 
1.  Feststellung des Jahresabschlusses 2023 
 
1.1. Bilanzsumme        35.773.368 EUR 
 
1.1.1.   davon entfallen auf der Aktivseite auf      

- das Anlagevermögen            95.950 EUR 
  - das Umlaufvermögen     35.677.418 EUR 
 
1.1.2.   davon entfallen auf der Passivseite auf 

- das Eigenkapital        1.408.105 EUR 
- Rückstellungen        2.242.914 EUR 
- Verbindlichkeiten      32.104.763 EUR 
- Rechnungsabgrenzungsposten           17.586 EUR 
 

1.2. Jahresergebnis 
 
1.2.1. Summe der Erträge       48.969.121 EUR 
1.2.2. Summe der Aufwendungen      48.902.137 EUR 
1.2.3. Jahresgewinn               66.984 EUR 
 
 
2.      Verwendung des Jahresgewinns 
 
           Der Jahresgewinn wird i. H. v. 621.070 EUR an den Aufgabenträger abgeführt. 

Die Höhe resultiert aus der Entnahme aus der zweckgebundenen Rücklage i. H. v. 
554.086 EUR entsprechend nachrichtlichem Ausweis in der Gewinn- und 
Verlustrechnung.              

 
 
3.      Dem Betriebsleiter, Herrn Hagen Reum, wird gemäß Eigenbetriebsgesetz in geltender  
           Fassung Entlastung erteilt. 
 
 
Magdeburg, den 28.01.2025 
 
 
 
gez. 
Borris         Landeshauptstadt 
Oberbürgermeisterin             Magdeburg 
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„Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers: 
 
An den Eigenbetrieb Kommunales Gebäudemanagement der Landeshauptstadt Magdeburg 
 
Prüfungsurteile  
Ich habe den Jahresabschluss des Eigenbetriebs Kommunales Gebäudemanagement der 
Landeshauptstadt Magdeburg, – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der 
Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 01. Januar bis zum 31. Dezember 
2023 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus habe ich den Lagebericht des Eigenbetriebs 
Kommunales Gebäudemanagement der Landeshauptstadt Magdeburg für das Geschäftsjahr 
vom 01. Januar bis zum 31. Dezember 2023 geprüft.  
Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 
Vorschriften des Gesetzes über die kommunalen Eigenbetriebe im Land Sachsen-Anhalt 
(EigBG), der Verordnung über die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen der 
Eigenbetriebe im Land Sachsen-Anhalt (EigBVO) i.V.m. den einschlägigen deutschen für 
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des 
Eigenbetriebs zum 31.12.2023 sowie seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 01. 
Januar bis zum 31. Dezember 2023 und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Eigenbetriebes. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit 
dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften, insbesondere 
den Vorschriften des Eigenbetriebsgesetzes und der Eigenbetriebsverordnung des 
Landes Sachsen-Anhalt, und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erkläre ich, dass meine Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
Ich habe meine Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB und § 140 Abs. 1 Nr. 2 i. V.m. § 142 Abs.1 Nr. 1 – 4 Kommunalverfassungs-
gesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführt. Meine Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts“ meines Bestätigungsvermerks weitergehend 
beschrieben. Ich bin von dem Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstimmung mit den 
deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und habe meine sonstigen 
deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Ich bin der 
Auffassung, dass die von mir erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, 
um als Grundlage für meine Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu 
dienen. 
 
Wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit  
Ich weise darauf hin, dass der Eigenbetrieb zur Erfüllung der ihm übertragenen Aufgaben 
insbesondere für nicht umlegbare Kosten sowohl in der Vergangenheit als auch künftig 
unverändert auf die finanzielle Unterstützung der Landeshauptstadt Magdeburg angewiesen 
ist. Ich verweise auf die Ausführungen im Lagebericht. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den Lagebericht  
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den Vorschriften des Eigenbetriebsgesetzes und der Eigenbetriebsverordnung des Landes 
Sachsen-Anhalt sowie den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden 
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handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass 
der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die 
Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen 
Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung 
und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür 
verantwortlich, die Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus 
sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder 
rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des 
Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt 
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den 
Vorschriften des Eigenbetriebsgesetzes und der Eigenbetriebsverordnung des Landes 
Sachsen-Anhalt sowie den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die 
Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften 
des Eigenbetriebsgesetzes und der Eigenbetriebsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt 
sowie den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen 
im Lagebricht erbringen zu können.  
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts 
Meine Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss 
als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen 
oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss 
sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
Vorschriften des Eigenbetriebsgesetzes und der Eigenbetriebsverordnung des Landes 
Sachsen-Anhalt sowie den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der meine 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass 
eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 140 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. § 142 Abs. 1 Nr. 1 – 4 
Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche 
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder 
Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses 
Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen. 
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Während der Prüfung übe ich pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahre eine kritische 
Grundhaltung. 
Darüber hinaus 

• identifiziere und beurteile ich die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, 
plane und führe Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie 
erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für 
unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen 
resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als 
das Risiko, dass aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, 
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen 
interner Kontrollen beinhalten können. 

• gewinne ich ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 
internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten 
Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 
gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil 
zur Wirksamkeit dieser Systeme des Eigenbetriebs abzugeben. 

• beurteile ich die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen 
Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

• ziehe ich Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 
eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten 
besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls ich zu dem Schluss komme, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, bin ich verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu 
machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, mein jeweiliges Prüfungsurteil zu 
modifizieren. Ich ziehe meine Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum 
meines Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder 
Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass der Eigenbetrieb seine 
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

• beurteile ich die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Eigenbetriebs vermittelt. 

• beurteile ich den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine 
Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Eigenbetriebs. 

• führe ich Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehe ich dabei insbesondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen 
nach und beurteile die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten 
Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen gebe ich nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den 
zukunftsorientierten Angaben abweichen.  

 
Ich erörtere mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, 
einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die ich während meiner Prüfung 
feststelle.“  
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 Feststellungsvermerk des Rechnungsprüfungsamtes: 
  
Entsprechend § 19 Abs. 3 EigBG LSA i. V. m. § 322 HGB sowie § 142 KVG LSA obliegt dem 
Rechnungsprüfungsamt der Landeshauptstadt Magdeburg die Prüfung von Eigenbetrieben. 
Nach Maßgabe § 142 Abs. 2 KVG LSA kann sich das Rechnungsprüfungsamt hierzu eines 
Wirtschaftsprüfers bedienen. Nach Vorschlag des Betriebsausschusses beauftragte das 
Rechnungsprüfungsamt Herrn Sebastian Paul, Wirtschaftsprüfer. 
 
Aus der Sicht des Amtes 14 ergeben sich zum Prüfbericht des Wirtschaftsprüfers zum o. a. 
Jahresabschluss keine weiteren Hinweise, deshalb trifft das Rechnungsprüfungsamt gemäß 
§ 19 Abs. 3 EigBG LSA, Anlage 8 EigBVO LSA den folgenden Feststellungsvermerk zum 
Jahresabschluss 2022 des Eigenbetriebes „Kommunales Gebäudemanagement“: 
 
„Es wird festgestellt, dass nach pflichtgemäßer, am 1. Juni 2023 abgeschlossener Prüfung 
durch den mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragten Dipl. Kfm. Sebastian Paul 
Wirtschaftsprüfer die Buchführung und der Jahresabschluss des Eigenbetriebes 
Kommunales Gebäudemanagement den gesetzlichen Vorschriften und der Betriebssatzung 
entsprechen. Der Jahresabschluss vermittelt unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsgemäßer Wirtschaftsführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragssituation des Unternehmens. Der Lagebericht steht 
im Einklang mit dem Jahresabschluss. Die wirtschaftlichen Verhältnisse geben zu 
Beanstandungen keinen Anlass.“     
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Vorstehende Veröffentlichung wird hiermit bekannt gemacht. 
 
 
Magdeburg, den  28.01.2025 
 
 
 
gez. 
Borris       Landeshauptstadt Magdeburg 
Oberbürgermeisterin      Dienstsiegel  
 
 
 
 

Ersatzbekanntmachung 
 
 

Hiermit ordne ich die Ersatzbekanntmachung folgender Anlagen der vorstehend bekannt 
gemachten Veröffentlichung an: 
 
- Bilanz 
- Gewinn- und Verlustrechnung 
- Anhang 
- Lagebericht 
- Wiedergabe des Bestätigungsvermerks der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
- Feststellungsvermerks des Rechnungsprüfungsamtes 
  
 
Die ersatzbekanntgemachten Urkunden liegen in der Zeit 03.03.2025 – 12.03.2025 im 
Eigenbetrieb Kommunales Gebäudemanagement, Gerhart-Hauptmann-Str. 24-26, 39108 
Magdeburg, Zimmer 8, aus und können dort von jeder und jedem Interessierten während der 
Dienststunden eingesehen werden. 
 
 
Magdeburg, den  28.01.2025 
 
 
 
gez. 
Borris       Landeshauptstadt Magdeburg 
Oberbürgermeisterin      Dienstsiegel  
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Jahresabschluss 2023 des Eigenbetriebes Theater Magdeburg 
 
 
Der Stadtrat der Landeshauptstadt Magdeburg hat in seiner Sitzung am 05.12.2024 unter 
der Beschluss-Nr. 233-007(VIII)24 den Jahresabschluss 2023 des Eigenbetriebes Theater 
Magdeburg beschlossen. 
 
 
Der Jahresabschluss 2023 des Eigenbetriebes Theater Magdeburg auf den 31.12.2023 
wird festgestellt: 
 
1. Feststellung des Jahresabschlusses 

1.1. Bilanzsumme       5.371.911,75 € 
1.1.1. davon entfallen auf der Aktivseite auf 

- das Anlagevermögen    3.390.926,72 € 
- das Umlaufvermögen    1.861.556,71 € 

 
1.1.2. davon entfallen auf der Passivseite auf   

- das Eigenkapital     2.325.251,60 € 
- den Sonderposten       341.718,56 € 
- die Rückstellungen       370.000,00 € 
- die Verbindlichkeiten       972.889,76 € 

      
1.2. Jahresgewinn              - 1.103.142,39 € 

 
1.2.1. Summe der Erträge              36.128.938,24 €  
1.2.2. Summe der Aufwendungen                37.232.080,63 € 

 
 
2. Behandlung des Jahresverlustes 

 
- durch Entnahme aus Rücklagen   1.103.142,39 € 

 
 

3. Dem Theaterbetriebsleiter Herrn Julien Chavaz wird gemäß § 19 Eigenbetriebsgesetz 
Entlastung erteilt. 
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Wiedergabe des Bestätigungsvermerkes des Abschlussprüfers gemäß § 19 Abs. 5 
Eigenbetriebsgesetz 
 
 
Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
 
 
Prüfungsurteile 
 

Wir haben den Jahresabschluss des Eigenbetriebes Theater Magdeburg, Magdeburg, 

- bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der Gewinn- und Verlustrechnung 

für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 sowie dem Anhang, 

einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber 

hinaus haben wir den Lagebericht des Eigenbetriebes Theater 

Magdeburg für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 geprüft. 

 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse  

 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 

Vorschriften des Eigenbetriebsgesetzes und der Eigenbetriebsverordnung des Landes 

Sachsen-Anhalt i. V. m. den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften 

geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen 

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Eigenbetriebes zum 31. 

Dezember 2023 sowie seiner Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 

31. Dezember 2023 und 

 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der  

Lage des Eigenbetriebes. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in 

Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften des 

Eigenbetriebsgesetzes und der Eigenbetriebsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt 

und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 

gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lage-berichts geführt hat. 

 

 

 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
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mit § 317 HGB und § 142 KVG LSA unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 

(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. 

Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist in Abschnitt 

„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 

Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 

Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und 

berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 

Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns 

erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 

Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den Lagebericht 

 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 

den Vorschriften des Eigenbetriebsgesetzes und der Eigenbetriebsverordnung des Landes 

Sachsen-Anhalt in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 

Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 

ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 

Ertragslage des Eigenbetriebes vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 

verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen 

Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt 

haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von 

wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür 

verantwortlich, die Fähigkeit des Eigenbetriebes zur Fortführung der Unternehmens-tätigkeit 

zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang 

mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber 

hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes 

der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder 

rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, 

der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebes vermittelt sowie in allen 

wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften des 

Eigenbetriebsgesetzes und der Eigenbetriebsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt 

entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. 

Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 

(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in 

Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften des Eigenbetriebsgesetzes und der 
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Eigenbetriebsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt zu ermöglichen, um ausreichende 

geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 

Lageberichts 

 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss 

als Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten -falschen 

Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 

Eigenbetriebes vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss 

sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den Vorschriften 

des Eigenbetriebsgesetzes und der Eigenbetriebsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt 

entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, 

sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum 

Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 

in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 142 KVG LSA unter Beachtung der vom Institut der 

Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze    ordnungsmäßiger 

Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. 

Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als 

wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder 

insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen 

wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine   kritische 

Grundhaltung. Darüber hinaus 

 

 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder 

unbeabsichtigter - falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, 

planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie 

erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für 

unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen 

nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße 

betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, 

irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten 

können. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses 
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relevanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts  

relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die 

unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 

Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des Eigenbetriebes     abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 

Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den    gesetzlichen 

Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen 

Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 

Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 

eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten 

besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des      Eigenbetriebes zur Fortführung 

der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass 

eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf 

die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu 

machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil 

zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum 

Datum  unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige 

Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass der Eigenbetrieb 

seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 

einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden 

Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter 

Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 

tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 

Ertragslage des Eigenbetriebes vermittelt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine 

Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des       

Eigenbetriebes. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 

zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 

Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten 

Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde   gelegten bedeutsamen Annahmen 

nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus 

diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten 

Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht 

ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den 

zukunftsorientierten Angaben abweichen. 
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Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten 

Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, 

einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während     unserer Prüfung 

feststellen. 

 

 

 

 

Magdeburg, 12. September 2024 

 

 

gez. 

Schlegel 

amt. Amtsleiterin 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
gez. 
Simone Borris                Landeshauptstadt Magdeburg                                                          
Oberbürgermeisterin                                                                        Dienstsiegel 
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Vorstehende Veröffentlichung wird hiermit bekannt gemacht. 
 
 
 
Magdeburg, den 22.01.25 
 
 
 
gez. 
Simone Borris 
Oberbürgermeisterin 
 
 
 

Ersatzbekanntmachung 
 

 
Hiermit ordne ich die Ersatzbekanntmachung folgender Anlagen der vorstehend bekannt 
gemachten Veröffentlichung an: 
 

- Bilanz 
- Gewinn- und Verlustrechnung 
- Anhang 
- Anlage zum Anhang (Anlagenspiegel) 
- Lagebericht 
- Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 

 
 
Die ersatzbekanntgemachten Urkunden liegen in der Zeit vom 17.02.2025 bis 23.02.25 
im Theater Magdeburg, Universitätsplatz 9 (Bühneneingang Erzberger Str.) aus und können 
dort von jeder und jedem Interessierten während der Dienststunden eingesehen werden. 
 
 
 
Magdeburg, den 22.01.25 
 
 
 
gez. 
Simone Borris                Landeshauptstadt Magdeburg                                                          
Oberbürgermeisterin                                                                        Dienstsiegel 
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Jahresabschluss 2023 des Eigenbetriebes Konservatorium 
Georg Philipp Telemann 
 
Der Stadtrat der Landeshauptstadt Magdeburg hat in seiner Sitzung am 17.10.2024 unter der 
Beschlussnummer: 143-004(VII)24 den Jahresabschluss 2023 des Eigenbetriebes 
Konservatorium Georg Philipp Telemann beschlossen. 
 
Der Jahresabschluss 2023 des Eigenbetriebes Konservatorium Georg Philipp Telemann wird 
zum 31.12.2023 wie folgt festgestellt: 
 
 

      1.           Feststellung des Jahresabschlusses 2023 
 
                 1.1.  Bilanzsumme       1.243.396,13 EUR 
 
                 1.1.1.    davon entfallen auf der Aktivseite auf 
   das Anlagevermögen        276.818.31 EUR 
   das Umlaufvermögen        966.577,82 EUR 
 
        davon entfallen auf der Passivseite auf     
    das Eigenkapital        573.870,98 EUR 
    Sonderposten mit Rücklageanteil        69.766,00 EUR 
    Rückstellungen        492.000,00 EUR 
    Verbindlichkeiten        100.892,81 EUR 
    Rechnungsabgrenzungsposten          6.866,34 EUR 
 

           1.2.            Jahresergebnis 
  
           1.2.1. Summe der Erträge                5.603.698,41 EUR 
           (incl. sonst. Zinsen, ähnl. Erträge 
                            und Betriebskostenzuschüsse) 
 
           1.2.2.    Summe der Aufwendungen                                5.506.342,45 EUR 

 
           1.2.3.     Jahresgewinn                      97.355,96 EUR 
   

      
                 2.               Verwendung des Jahresgewinns                          
 
   a) Abführung an den Haushalt des Aufgabenträgers    97.355,96 EUR 
      
 
                 3.             Dem ehemaligen Eigenbetriebsleiter, Herrn Stephan Schuh, wird 
              gemäß § 19 Eigenbetriebsgesetz Entlastung erteilt. 

                              
 

 
 

Magdeburg, den 20.01.2025 
 
 
gez. 
Borris                                                                                Landeshauptstadt Magdeburg 
Oberbürgermeisterin                           Dienstsiegel 
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Wiedergabe des Bestätigungsvermerkes des Abschlussprüfers gemäß § 19 Abs. 5 
Eigenbetriebsgesetz 
 
Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers: 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss des Eigenbetriebes Konservatorium Georg Philipp Telemann, 
Magdeburg, - bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der Gewinn- und 
Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 sowie 
dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - 
geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht des Eigenbetriebes Konservatorium Georg 
Philipp Telemann für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
 
• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 
 Vorschriften des Eigenbetriebsgesetzes und der Eigenbetriebsverordnung des 
 Landes Sachsen-Anhalt i. V. m. den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften 
 geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der 
 deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
 Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des 
 Eigenbetriebes zum 31. Dezember 2023 sowie seiner Ertragslage für das 
 Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 und 
 
• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
 Eigenbetriebes. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
 mit dem Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften des Eigenbetriebsgesetzes und 
 der Eigenbetriebsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt und stellt die Chancen und 
 Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile  
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB und § 142 KVG LSA unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. 
Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist in Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 
Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und 
berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns 
erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 
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Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den Vorschriften des Eigenbetriebsgesetzes und der Eigenbetriebsverordnung des Landes 
Sachsen-Anhalt in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Eigenbetriebes vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die 
Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen - 
beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür 
verantwortlich, die Fähigkeit des Eigenbetriebes zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus 
sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder 
rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, 
der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebes vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften des 
Eigenbetriebsgesetzes und der Eigenbetriebsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt 
entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in 
Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften des Eigenbetriebsgesetzes und der 
Eigenbetriebsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt zu ermöglichen, um ausreichende 
geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss 
als Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen 
Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Eigenbetriebes vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss 
sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den Vorschriften 
des Eigenbetriebsgesetzes und der Eigenbetriebsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt 
entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, 
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 142 KVG LSA unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. 
Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als 
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder 
insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen 
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
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Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 
 
• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder 

unbeabsichtigter - falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen 
und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße 
betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten 
können. 
 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 
internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten 
Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 
gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil 
zur Wirksamkeit dieser Systeme des Eigenbetriebes abzugeben. 

 
• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 

Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

 
• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen 

Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 
eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten 
besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Eigenbetriebes zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen 
oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu 
modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum 
Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige 
Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass der Eigenbetrieb seine 
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

 
• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 

einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Eigenbetriebes vermittelt. 

 
• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine 

Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des 
Eigenbetriebes. 
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• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen 
nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten 
Angaben sowie zu den zugrundeliegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den 
zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, 
einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen. 
 
 
 
Magdeburg, den 05.06.2024 
 
gez. 
Wagner 
Amtsleiterin 
 
 
 
 

„Vorstehende Veröffentlichung wird hiermit bekannt gemacht“ 
 
 
 
 

Magdeburg, den 20.01.2025 
 
 
 
gez. 
Borris                    Landeshauptstadt Magdeburg 
Oberbürgermeisterin          Dienstsiegel 
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Ersatzbekanntmachung 
 
 
Hiermit ordne ich die Ersatzbekanntmachung folgender Anlagen der vorstehend bekannt 
gemachten Veröffentlichung an: 
 
 
1. Bilanz zum 31.12.2023 
2. Gewinn und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr 2023 
3. Anhang und Anlagenspiegel 
4. Lagebericht 
5. Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 

 
 

Die ersatzbekanntgemachten Unterlagen liegen in der Zeit vom 24.02.2025 bis 07.03.2025 im 
Eigenbetrieb Konservatorium Georg Philipp Telemann, Breiter Weg 110 aus und können dort 
von jeder und jedem Interessierten während der Dienststunden eingesehen werden. 
 
 
 
Magdeburg, den 20.01.2025 
 
 
 
gez. 
Borris       Landeshauptstadt Magdeburg 
Oberbürgermeisterin          Dienstsiegel 
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